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Falls Anschrift oder Firmierung nicht mehr zutreffen, bitte auf der Rückseite korrigieren.

Erhebung über die Wassereigenversorgung 
und -entsorgung privater Haushalte 2007
 - nicht angeschlossene Einwohner - 

7P
Rücksendung bitte bis

Ansprechpartner/-in für Rückfragen (freiwillige Angabe)
Name   

Telefon oder E-Mail

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit.
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Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Die Erhebung über die Wassereigenversorgung und -ent-
sorgung privater Haushalte wird alle drei Jahre durchgeführt 
und stellt grundlegende Informationen zum Stand und zur 
Entwicklung der öffentlichen Trinkwasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung für wasserwirtschaftliche Analysen und 
Planungen bereit. Die Erhebung über nicht angeschlossene 
Einwohner richtet sich an die für die öffentliche Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung zuständigen Gemeinden oder 
Dritte, soweit ihnen diese Aufgaben übertragen wurden, oder 
sie mit der Erfüllung der Aufgaben beauftragt worden sind. 
Sie trägt dem zunehmenden Interesse an einer nach Menge 
und Qualität gesicherten Wasserversorgung und der beson-
ders in ländlichen Gebieten häufiger auftretenden privaten 
Abwasserbeseitigung sowie der damit verbundenen Umwelt-
problematik Rechnung.

Rechtsgrundlagen 
Umweltstatistikgesetz (UStatG) vom 16. August 2005 
(BGBl. I S. 2446) in Verbindung mit dem Bundesstatistik-
gesetz (BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBl. I S. 462, 565), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
7. September 2007 (BGBl. I S. 2246). Erhoben werden 
Angaben zu § 7 Abs. 3 UStatG.

Auskunftspflicht 
Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 14 Abs. 1 UStatG in 
Verbindung mit § 15 BStatG. Nach § 14 Abs. 2 Nr. 4 Buch-
stabe b UStatG sind die Gemeinden oder Dritte, soweit ihnen 
die Aufgaben der öffentlichen Wasserversorgung oder der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung übertragen oder sie mit der 
Erfüllung der Aufgaben beauftragt wurden, auskunftspflichtig. 
Nach § 15 Abs. 6 BStatG haben Widerspruch und Anfech-
tungsklage gegen die Aufforderung zur Auskunftserteilung 
keine aufschiebende Wirkung.

Geheimhaltung 
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG 
grundsätzlich geheim gehalten. Nur in ausdrücklich gesetzlich 
geregelten Ausnahmefällen dürfen Einzelangaben übermittelt 

werden. Eine Übermittlung der erhobenen Angaben ist nach 
§ 16 Abs. 1 UStatG an die fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden in Form von Tabellen mit 
statistischen Ergebnissen zulässig, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall ausweisen. Darüber hinaus dürfen die 
Statistischen Ämter der Länder nach § 16 Abs. 2 UStatG die 
Ergebnisse der Erhebung nach § 7 UStatG veröffentlichen, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen. 
Nach § 16 Abs. 6 BStatG ist es auch zulässig, den Hoch-
schulen oder sonstigen Einrichtungen mit der Aufgabe unab-
hängiger wissenschaftlicher Forschung für die Durchführung 
wissenschaftlicher Vorhaben Einzelangaben zur Verfügung 
zu stellen, wenn diese so anonymisiert sind, dass sie nur mit 
einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten 
und Arbeitskraft den Befragten oder Betroffenen zugeordnet 
werden können. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch 
für Personen, die Empfänger von Einzelangaben sind. Eine 
Übermittlung von Einzelangaben mit Namen und Anschrift 
ist ausgeschlossen. 

Hilfsmerkmale, laufende Nummern/Ordnungsnummern, 
Trennung und Löschung, Statistikregister 
Name, Bezeichnung und Anschrift der Auskunftspflichtigen 
sowie Name und Telekommunikationsadressen der für even-
tuelle Rückfragen zur Verfügung stehenden Person sind 
Hilfsmerkmale, die lediglich der technischen Durchführung 
der Erhebung dienen. Sie werden zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt von den Erhebungsmerkmalen getrennt, gesondert 
aufbewahrt und nach Prüfung der Erhebungsmerkmale auf 
Vollständigkeit und Plausibilität, mit Ausnahme des Namens 
und der Anschrift der Unternehmen und anderen 
Einrichtungen, vernichtet. 
Der verwendete Amtliche Gemeindeschlüssel dient der Unter-
scheidung der in die Erhebung einbezogenen Gemeinden und 
der rationellen Aufbereitung der Erhebung. Er besteht aus 
einem Regionalschlüssel für das jeweilige Bundesland und 
aus einer laufenden, frei vergebenen Nummer.

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz
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Name und Adresse des Befragten 
Bitte korrigieren Sie, falls erforderlich, Ihre Anschrift.

Bitte zurücksenden an

Hinweis zum Ausfüllen
Die Angaben sollen jeweils zum Stand 30. Juni 2007 für 
die Einwohner gemacht werden, die in Ihrer Gemeinde 
ihre alleinige oder Hauptwohnung benutzten. Bitte alle 
Positionen ausfüllen (ggf. „0“ eintragen).

A  Wasserversorgung
Anzahl

  Einwohner, die nicht an eine öffentliche Wasser-
versorgung angeschlossen sind  ..........................................

Sst
10-18

B  Abwasserbeseitigung
1  Einwohner insgesamt, die nicht an eine 

öffentliche Kanalisation angeschlossen sind  ................. 28-36

  darunter Einwohner mit Anschluss an
1.1   Kleinkläranlagen 

 Kleinkläranlagen sind Anlagen, in denen gemäß 
 DIN 4261 häusliches Abwasser mit einem Zufluss 
 bis zu 8 m³/d (entsprechend einem Anschlusswert 
 von etwa 50 EW) behandelt wird.  
 Der Anschlusswert von 50 EW ist ein Richtwert. ...... 37-45

1.2   abflusslose Gruben  ................................................................ 46-54

C  Kanalisation
  Einwohner mit Anschluss an eine öffentliche 

Kanalisation, aber ohne Anschluss an eine 
zentrale Abwasserbehandlungsanlage  ............................ 55-63

Bemerkungen
Zur Vermeidung von Rückfragen unsererseits können Sie hier auf besondere Ereignisse 
und Umstände hinweisen, die Einfluss auf Ihre aktuellen Angaben haben.
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